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Die Information von heute? 

Avis" 'der*TT5^5£ 

Der Lances aus schuss der ODU des Landesverbandes Rheinland  ist für 
den 22,  April  in  das Haus des Landtages nach Düsseldorf   eingela- 
den worded Die Konferenz wird  u,a,   zum Bonner Grundgesetz,   zu 
den Bundeßwafilen und   zur Verschmelzung des  Zentrums mit der ODU 
Stellung nelimenö 

fir^scE^^sgoIilil 
In Kieinlandlpfalz  ist  an 1.  April das neue Landesgesetz gegen 
Preistreiberei  in Kraft getreten,  Eo  tritt  an die Reelle  des  al~ 
ten Landesgesetzes ^Qn die Preistreiberei 1959,   das  am 3U März 
1949  aussei' Kraft getreten ist« 

^ren^Iandxragen 
Auf einer Grenzlandkimdgebung  in Aachen erklärte der Torsitzende 
d^s  Grcnzlandaueschusses für Nordrhein-Westfalen,   Abg.  Dr4   Schwe- 
rin"   (CDU) •   Landraub   sei Land raub und Annexionen seien Faustrecht, 
Deutschland werc-e  die Y/estannektionen genau so wenig  anerkennen 
wie die an der Oder~ISfeisse« 

Jm^ipolitik N 

In der Bremer Bürgerschaft  lehnte  die  sozialistische Mehrheit 
den ODU-Antrcg  auf  Verkleinerung des  Senats von H  auf  8 Mitglie- 
der  ah.  Ein weiterer Antrag der  ODU,  die pensionsberechtigteri Beam- 
ten  aus den Ostzonen mit denen des Landes Bremen gleichzustellen 
und dafür  600  000 Hark zu bewilligen,  wurde  an die Finanzdeputation 
überwiesen« 

hultur-Slirik 
3}a7wurttembcrGiscla«bacische Kulturpf einigte setz wird von Beamten 
der  Informationsabteilung bei der US^lilitarregierung  als  eine kla- 
re Verletzung  demokratischer Prinzipien bezeichnet;   es   stelle den 
Versuch dar, die Freiheit der Prosse  zu besehranken,    m 

gsWbncT 
Der b^slic-ire  dritte  Vorsitzende des FDGB,  Ernst Lemmer,   der vor 
zwei Jahren von der sowjetischen Militärverwaltung  von meinem 
losten als zweiter Vorsitzender der Sowjetzonen-OOT abgesetzt wer- 
deil war,   erklärte   seinen Bücktritt,   da  er beabsichtige,   sich aus- 
sehliesslioh Hublizistischon Aufgaben zu widmen, 



',.!''{• 

72000 Rentenanträge blichen liegen 

In Ehe inland -Pf alz mehren sich seil; langer-.20.1; die leschwerd.en 
üfcer dieftichtboarbeituiig von Rentenanträcen in der Kriegsopf er- 
furaorge« Es  ist bekanntgeworden,  dass in Ithe inland -Pfalz zur 
Seit die Bearbeitung von rund 38 0Ö0 Eenteiianträjen von Kriegsbe- 
schädigte», von rund  H 000 Rent enant sägen von Krie^erwiirwen. und   .. 

-     von rund 20 000 Rehtenan-tragen auf Elternreiiten,  insgesamt  also 
von 72 000 Nontenant.ragen rückständig-ist, .monatlich. 8 000 bis 
9000 Anträge   eingehen,  von denen nur 3.500 monatlich erledigt 
werde • Jcömien,   so dass die Rückstände um monatlich 5  000  anwach- 
sen,  Der Haushaltsplan der Versorgungsdierststeilen musste weshalb 

'   dem Arbeitsministerium vom kaushalts- und .Finöni-ausschuss     ; 
zur'hVaboarbeitvufe  zurückgegeben v/erden» -Vie OhU-Eraktionhat -im 
HinfolicV aixf- diese Verhältnisse  im Landtag  eine  Grossa rf r ge  ein- 
gebracht*" in der das Arbeitsmini st er'ium- um Auskunft darüber, er- 
sucht wird,  was  es  zu tun redenke.  ui:a ,im Interesse der. be troff enen' 
hunderttausende von Kriegsversehrten,  Zriege-rwitv^en,  Kriegerwaisen, 
Kri*.'-er eitern und  ihrer Angehörigen die  organisatorischen Voraus- 
setzungen zur  alsbaldigen Erledigung   i^rer Rentenanträge  zu schaf- 
fen.  Sie   slnfr&ove verlangte ferner Auskunft darüber,   inwieweit  sich 

••   "die Lage  in der unter Aufsicht des Arb.e Itamini st er iums  stehenden 
--Angestellten- und   Invalide: versiehe rung von der Lage in der 

;/        Krie-sopfervereorgung    unterscheidet,  welche, Zahl von unbesr- 
'.     beiteteh Ee :ite na nt ragen hier vorliegt und welche Mas^nahmen ge- 

troffen sind,   uii  eine  geordnete Bearbeitung  in Icürzester-.yrist 
sieherzustellen»        •'."••".' 

25um Schütze der  Sicherheit•   .. 

sichts.von  schweren Bluttaten und  "überfallen„der letzten 

4 
WoSSui-YgapIS 

Gründung der "LandSiedlung Rhe.inland~lfalz"- 

In Koblenz wurde unter dem Vorsitz  von Landwirt scher tsminis t er 
Stübinger  (OBü)  das auf Gtund: des Gesetzes" zur-Bodenreform zu 
schaffende .gemeinnützige' Siedlung sunternehmen die  "Landsiedlung 
Rheinland-Pfalz GmbIl"ßOgxündet. .Geseljsenafter :sind. das Land 
Ehe inland -Pf alz  und'die drei Landwirtsckaf tskarimorri de Standes, 
Zweck der neu gegründeten Gesellschaft 1st u.a.,   landwirtschaft- 
liche  Siedlungen im Sinne des Rcicksciedlungsgesctzes  zur Bodenrefc 
durchs uf üaren. 

ßlei£hberechti^ 
«    ~~-   - geSeuJung"'" 

.Die Frage der Gleichberechtigung der Er-au steht in letzter Zeit 
mit im fiit\.elr)urht äcjß politischen Interesses'* Ein Volk, das wie 
das' deutsche in s einen geschwächtesten Zeiten die Aufgabe hat, 
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DUD 

seinen S*fcaat neu aufbauen zu müssen^ läuft leicht Gefahr, radi- 
kalen politischen Meinungen zuzustimmen, die oft mit einer ge- 
wissen Skrupellosig-ltert; zu Lösungen der all 'eneinen Sorgen und 
Unsicherheit neigen^ die auf der. ersten Blick erstrebenswert er- 
scheinen „'"'Gerade das Wissen um die kritiklosere politische Be- 
trachtungsweise der Durchschnitt swälil er gibt einen vei antwortung s- 
losen Propagandawillen gewisser politischer ICroise Auftrieb, dem 
ein entschiedenes "half entgegengebracht werden muss« 

Die öffentliche lleinung'wird lei." er noch immer dahin gelenkt, dass 
die Frauen wenig Verständnis für die Politik und ihre Aufgaben 
hätten. Dabei haben gee ade in den vergangener. Jahren die Frauen 
ihr Können und ihre Sicherheit in dei lleisterung des Lebens deut- 
lich bewiesen, Sie sieid mit ihren zusätzlichen Aufgaben gewachsen 
ir. der Aufgeschlossenheit für die politischen Probleme und ganz be- 
sonders da, wo es sich um die eigenen fliehten und Rechte handelt, 
Sie haben in den verflossenen Zeiten im besonderen Maße fest- 
steilen müssen, dass die staatlichen Gesetze in bezug auf die 
Eeehte der Prau durchaus nicht mit den übereinstimmen, was das 
praktische leben für sie verlangt,,' 15 ist daher verständlich, wenn 
die Prauen mit Interesse die Biskussionen in Bonn verfolgen, da 
gerade diese ihre eigenen und notwendigen Rechte regeln* 

Biese Erkenntnis veranlässt die SPB? die Verhandlungen im Par- 
ian ent arischen Rat mit dem Getöse eine:.: Parteipropaganda zu v$3*ne- 
beln, welche die öffentliche Ueinung so zu beeinflussen versucht, 
dass man'am Y>VAQ  glauben könnte, nur die SPB vertrete die Rechte 
der Prau, Bas stimmt nicht* Alle Fraktionen habenfür eine Änderung 
der Rechte der Prau zugestiieeet^'' Im Gegenteil« Um auch nur den 
Schein eines llissverständnicses, welches bereits duech die SP3J- 
Propaganda bei Beginn der Verhandlungen in Beim in Presse und Rund- 
funk 'heraufbeschworen wurde,, zu vermeiden, hat gerade die CBU/QSU- 
Fraktion des Parlamentarischen Rats am 14-12«. 1948 folgende Formu- 
lierung vorgeschlagen;»Llänner und Prauen haben die gleichen Rechte 
und Pflichten* Bie Gesetzgebung hat dies auf allen Rechtsgebieten 
zu verwirklichen"* 

Im. öffentlichen leben gilt dieser Grundsatz schon lange, seit Wahl- 
recht und Wählbarkeit der Prau eingeführt sind9 Daneben muss diese 
Forderung in erster Linie für die berufstätige Frau durchgeführt 
worden* Berufswahl, Berufsausbildung; Berufsaussichten und Entloh- 
nung müssen künftig nach diesem Prinzip geregelt v/erden« 

Bio ungiaistigen wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse und 
die damit verbundene notwendige stärkere innere Gelb ständigkeit 
verlangen die Beruf serlernung für jedes j.iuige Mädchen, Bios'bedeu- 
tet allerdings nicht den Beruf sausüburigssv/ang für jede Prau* Bonn 
Gleichberechtigung und Gleichstellung der Prau ist npch lange nicht 
Gleichwertigkeit« Bienen Fehler macht der konsequente Marxismus, 
der das Leben der'Frau dem des Hannes in allen Lebensbedingungen 
gleichsetzen will* 

In der Ostzone, wo gegen den Willen ihrer Bevölkerung diese Grund- 
sätze bereits zwangsweise du"^c>gf\l;ührt werden, sehen wir v'ie prak- 
tische Auswir^"'^ p'^^-in Perrons« Bort steht nicht der he.nsch -in 
seiner Bigenart als Mann oder Prau im Mittelpunkt Caz  staatlichen 
Lebens, sondern 6er Staat gebraucht den Menschen gO Mohiaäcsig zur 
Verwirklichung seiner Kachtansprüche» 

Verantwnr-tl i nh 5    Tivunn   PSrTn y^-l-min .    T,V.n--n--TinH-.A:Tn-i n .    T^^h'wnn+.T'?"^ 


